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1. Vorbemerkung 

Diese Ausarbeitung geht auftragsgemäß der Frage nach, welche Rolle Deutschland historisch bei 
der Staatsgründung Israels im Mai 1948 spielte. Skizziert wird zunächst, welche Haltung die 
Reichsregierungen vom Kaiserreich bis zum Nationalsozialismus zum Zionismus einnahmen, der 
Ende des 19. Jahrhunderts als politische Bewegung entstanden war und die Bildung einer natio-
nalen Heimstätte in Palästina als Ziel proklamiert hatte. Im Mittelpunkt steht ferner die Frage, ob 
und in welcher Weise der Holocaust die Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen zum Teilungsplan für Palästina vom 29. November 1947 im Allgemeinen sowie der 
Großmächte USA und Sowjetunion im Besonderen beeinflusst hat. 

2. Die Entstehung des Zionismus als politische Bewegung am Ende des 19. Jahrhunderts 

Die Vorgeschichte, die im Mai 1948 zur Gründung des Staates Israel führen sollte, beginnt im Eu-
ropa des 19. Jahrhunderts mit dem Aufstieg des Zionismus zur jüdischen Nationalbewegung. Der 
Begriff „Zionismus“ beinhaltet einen der biblischen Namen Jerusalems – „Zion“ – und reflektiert 
die traditionelle religiöse Sehnsucht der Juden nach Jerusalem. Schon seit der ersten Vertreibung 
ins Exil in biblischen Zeiten hatten Juden ihrer Sehnsucht Ausdruck gegeben, in das Gebiet zu-
rückzukehren, das für sie als das verheißene oder das „Heilige Land“ galt. Im Laufe des 19. Jahr-
hunderts erfuhr die traditionelle Zionssehnsucht eine entscheidende Veränderung, als sich die 
religiösen Gefühle mit den aufkommenden Nationalbewegungen verbanden.1 

Eine entscheidende Ursache für die Entstehung des Zionismus war der am Ende des 19. Jahrhun-
derts in radikaler Form neu aufkommende Judenhass. 1879 hatte der deutsche Journalist Wil-
helm Marr die erste antisemitische politische Vereinigung gegründet und prägte den neuen Be-
griff „Antisemitismus“ für eine rassistisch statt religiös begründete Judenfeindschaft. In Deutsch-
land und in Österreich verzeichneten antisemitische Parteien und Politiker politische Erfolge. In 
Wien wurde mit Karl Lueger 1895 ein sich offen zum Antisemitismus bekennender Politiker zum 
Bürgermeister gewählt. Selbst im als Mutterland der Judenemanzipation geltenden Frankreich, 
das seinen jüdischen Einwohnern als erstes Bürgerrechte gewährt hatte, gab es prominente anti-
jüdische Vorfälle. Der Bekannteste war der Prozess gegen den jüdischen Artilleriehauptmann Alf-
red Dreyfus 1894 wegen angeblichen Hochverrats. Noch bedrohlicher war die Lage in Osteuropa, 
wo die weitaus größten jüdischen Gemeinden bestanden. Nach dem Attentat auf Zar Alexan-
der II. 1881 führte eine gezielt antijüdische Kampagne zu gewaltsamen Pogromen. Viele Juden 
mussten um ihr Hab und Gut und oftmals auch um ihr Leben fürchten. Zwischen 1881 und 1914 
wanderten daher über zwei Millionen Juden aus dem Zarenreich nach Nordamerika aus. Nur 
eine kleine Gruppe der Auswanderungswilligen brach in diesem Zeitraum ins Osmanische Reich 
auf, um sich in dem Eretz Israel, das Land Israel, genannten Gebiet niederzulassen.2 

Die Idee, eine nationale Heimstatt für das europäische Judentum im Land Israel zu errichten, 
existierte in verschiedenen Formen im Europa des 19. Jahrhunderts. Den entscheidenden Anstoß 

 

1 Noam Zadoff: Geschichte Israels. Von der Staatsgründung bis zur Gegenwart, München 2020, S. 10f.; Michael 
Brenner: Eine Bewegung schafft sich ihren Staat: der Zionismus. In: Israel. Informationen zur politischen Bil-
dung Nr. 336/2018, S. 6-13, hier: S. 6f., abrufbar unter https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/israel-
336/268889/eine-bewegung-schafft-sich-ihren-staat-der-zionismus/. 

2 Michael Brenner: Geschichte des Zionismus, München 2002, S. 15. 

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/israel-336/268889/eine-bewegung-schafft-sich-ihren-staat-der-zionismus/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/israel-336/268889/eine-bewegung-schafft-sich-ihren-staat-der-zionismus/
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und die theoretische Grundlage für den Zionismus als moderne politische Bewegung legte jedoch 
erst Theodor Herzl 1896 in seiner programmatischen Schrift „Der Judenstaat“. 1897 fand auf 
Herzls Initiative hin der erste zionistische Kongress in Basel statt. Das dort beschlossene „Basler 
Programm“ proklamierte als Ziel des Zionismus „die Schaffung einer öffentlich-rechtlich gesi-
cherten Heimstätte in Palästina“. Als Mittel zur Schaffung der „Heimstätte“ sah das Programm 
die Förderung der Besiedlung Palästinas mit jüdischen Ackerbauern, Handwerkern und Gewer-
betreibenden sowie vorbereitende Schritte zur Erlangung der notwendigen Regierungszustim-
mungen vor. Dementsprechend bemühte sich die zionistische Bewegung um eine breite und ef-
fektive internationale Unterstützung, wobei Deutschland als damaliges kulturelles Zentrum des 
mittel- und osteuropäischen Judentums zunächst im Zentrum der Bemühungen stand.3 

3. Die Reichsregierungen und ihre Haltung zum Zionismus vor 1945 

Obwohl der Zionismus innerhalb des Judentums in Deutschland zunächst eine Minderheitenpo-
sition darstellte, verstanden es dessen Repräsentanten seit Ende des 19. Jahrhunderts, enge Kon-
takte zu den Reichsregierungen zu knüpfen und bei ihnen vor 1933 nicht ohne Erfolg um Unter-
stützung für die Idee einer Staatsgründung zu werben. Die Nationalsozialisten lehnten die Entste-
hung eines jüdischen Staates in Palästina nach der Machtübernahme aus ideologischen Gründen 
zwar strikt ab, versuchten aber bis Ende der 1930er Jahre zugleich, die zionistischen Organisatio-
nen für die von ihnen forcierte Auswanderung der deutschen und österreichischen Juden aus 
dem Deutschen Reich zu instrumentalisieren. 

3.1. Kaiserreich und Erster Weltkrieg 

Palästina war zur Zeit der Entstehung des Zionismus Teil des Osmanischen Reiches.4 Für die 
deutsche Außenpolitik spielte der Orient bis Ende des 19. Jahrhunderts nur eine untergeordnete 
Rolle. Dies sollte sich in den 1890er Jahren unter Wilhelm II. und seiner nach Expansion und Ko-
lonialbesitz strebenden Weltpolitik ändern. Als einzige europäische Großmacht trat das Deutsche 
Reich für den Erhalt und die Stabilisierung des Osmanischen Reiches ein, auf dessen Zersplitte-
rung und Aufteilung die anderen europäischen Mächte spekulierten. Zugleich steckten Großpro-
jekte wie die prestigeträchtige Bagdadbahn den vorderen Orient als wirtschaftliches Einflussge-
biet des Deutschen Reiches ab.5 

 

3 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der deutschen Außenpolitik 1914-1918. In. Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft 60 (2012), Heft 3, S. 205-227, hier: S. 205f.; Herzls Idee stieß von Anfang an auf Wider-
stand innerhalb der jüdischen Gemeinschaft, und zwar sowohl bei orthodoxen als auch bei assimilierten Juden. 
Herzl war aber auch innerhalb der jungen zionistischen Bewegung umstritten. In der Folge bildeten sich unter-
schiedliche Richtungen (kulturelle, religiöse, sozialistische, revisionistische etc.) aus, die an dieser Stelle nicht 
nachgezeichnet werden (vgl. zur innerjüdischen Kritik am Zionismus und zu dessen unterschiedlichen Ausprä-
gungen u.a. Walter Laqueur: Der Weg zum Staat Israel. Geschichte des Zionismus, Wien 1975 sowie Michael 
Brenner: Geschichte des Zionismus, a.a.O.). 

4 Zur historischen Entwicklung Palästinas vgl. u.a. Gudrun Krämer: Geschichte Palästina. Von der osmanischen 
Eroberung bis zur Gründung des Staates Israel, 6., durchgesehene und aktualisierte Auflage, München 2015. 

5 Vgl. hierzu u.a. Gregor Schöllgen: Imperialismus und Gleichgewicht. Deutschland, England und die orientali-
sche Frage 1871-1914, 3. Auflage, München 2000. 
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Ausdruck dieser neuen Orientierung der deutschen Außenpolitik war die Palästinareise Kaiser 
Wilhelm II. im Oktober 1898, auf der er zwei Mal auch mit dem Führer der zionistischen Bewe-
gung, Theodor Herzl, zusammentraf.6 In seinem ersten Gespräch bat Herzl den Kaiser, bei Sultan 
Abdulhamid II. für eine „chartered-company unter deutschem Schutz“ einzutreten. Wilhelm II. 
reagierte zunächst positiv und versuchte während des Aufenthalts, den Sultan für die Idee eines 
jüdischen Palästinas zu interessieren, gab den Versuch jedoch rasch wegen dessen ablehnender 
Reaktion auf. Von einer speziellen Förderung des Zionismus war daher in den offiziellen Ver-
lautbarungen zu der Reise auch keine Rede: „Um die Jahrhundertwende hatte die Rücksicht auf 
die Pforte, auf deren Hoheitsgebiet sich die von ihr mit Argwohn betrachteten jüdischen Siedlun-
gen entwickelten, für die deutsche Außenpolitik letztlich Vorrang gegenüber den Interessen an 
dem jüdischen Aufbauwerk, dessen Ziele und möglicher Erfolg noch nicht klar abzuschätzen wa-
ren“, resümiert der Historiker Hansjörg Eiff.7 Die Bedeutung der sich entfaltenden politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Beziehungen Deutschlands mit dem Osmanischen Reich ge-
nossen bei der Reichsregierung eine höhere Priorität und ließen jede offene Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten des Osmanischen Reiches als nicht ratsam erscheinen.8 

Nach Ausbruch des Ersten Weltkrieges nahm das strategische Interesse aller kriegführenden Par-
teien an der Entwicklung im Nahen Osten zu. Während Briten und Franzosen im Sykes-Picot-
Abkommen von 1916 ihre kolonialen Interessengebiete nach der erwarteten Niederlage des Os-
manischen Reiches bereits untereinander aufgeteilt hatten, war das Deutsche Reich weiterhin zu 
erhöhter Rücksichtnahme auf das mit ihm verbündete Osmanische Reich genötigt. Unter Abwä-
gung der verschiedenen konkurrierenden Gesichtspunkte kam es während des Krieges zu intensi-
ven Bemühungen deutscher Regierungsstellen um den Schutz jüdischer Siedlungen in Palästina, 
deren Rechtsstellung sich durch Beschlüsse osmanischer Regierungsstellen während des Ersten 
Weltkrieges verschlechtert hatte und deren Bewohner 1917 akut von der Ausweisung bedroht 
waren. Dies konnte aufgrund der Intervention deutscher Regierungsstellen zumindest teilweise 
verhindert werden.9 

Einen ersten wichtigen diplomatischen Durchbruch bei der Anerkennung ihrer politischen For-
derungen erlangte die zionistische Bewegung indes nicht auf deutscher, sondern auf britischer 
Seite. In der Balfour-Deklaration vom 2. November 1917, benannt nach dem damaligen britischen 
Außenminister Arthur James Balfour, sagte die britische Regierung ihre Unterstützung für die 
„Errichtung einer nationalen Heimstätte des jüdischen Volkes in Palästina“ zu. Trotz vager 

 

6 Die Verbindung war über Großherzog Friedrich von Baden, einem Onkel des Kaisers, zustande gekommen, der 
von der internationalen Bedeutung der zionistischen Bewegung überzeugt war. Wilhelm II. betrachtete die Zio-
nisten laut dem Historiker Fabian Weber zum einen „als mögliche Agenten deutscher Interessen im Ausland“, 
andererseits habe er selbst antisemitische Gefühle gehegt und „hätte gegen die Auswanderung der Juden aus 
Deutschland nicht viel einzuwenden gehabt“ (Fabian Weber: Projektionen auf den Zionismus. Nichtjüdische 
Wahrnehmungen des Zionismus im Deutschen Reich 1897-1933, Göttingen 2020, S. 54). 

7 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der deutschen Außenpolitik 1914-1918, a.a.O., S. 209. 

8 Francis R. Nicosia: Für den Status-Quo: Deutschland und die Palästinenserfrage in der Zwischenkriegszeit. In: 
Der Nahe Osten in der Zwischenkriegszeit. Die Interdependenz von Politik, Wirtschaft und Ideologie, hrsg. von 
Linda Schatkowski Schilcher und Claus Scharf, Stuttgart 1989, S. 90-108, hier: S. 91. 

9 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der deutschen Außenpolitik 1914-1918, a.a.O., S. 211-221. 
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Formulierungen und vieler ungeklärter Fragen10 war die Balfour-Deklaration das erste offizielle 
Dokument einer Regierung, das einen Rechtsanspruch der Juden auf mindestens einen Teil des 
von den Zionisten beanspruchten Landes begründete. Damit erzielte die britische Regierung un-
ter den Juden weltweit eine erhebliche Steigerung ihres Ansehens.11 

Die Repräsentanten der zionistischen Organisationen in Deutschland bemühten sich in der Folge 
darum, die Reichsregierung zu einer vergleichbaren Verlautbarung zu bewegen. Eine im Januar 
1918 abgegebene Erklärung des Auswärtigen Amtes enthielt zwar mit Verweis auf entsprechende 
Zusicherungen des osmanischen Großwesirs Talaat Pascha das Angebot der Förderung der jüdi-
schen Siedlung in Palästina durch Gewährung von freier Einwanderung und Niederlassung in 
den Grenzen der Aufnahmefähigkeit des Landes sowie örtlicher Selbstverwaltung. Mit dieser auf 
kulturelle und kommunale Selbstverwaltung beschränkten Befürwortung jüdischer Eigenständig-
keit in Palästina blieb die deutsche Regierung aus Sicht zionistischer Organisationen jedoch in-
haltlich hinter den Zusagen der Balfour-Erklärung zurück.12 

Gegen die als halbherzig empfundene Reaktion der Reichsregierung auf die Balfour-Deklaration 
regte sich politischer und gesellschaftlicher Widerstand. Am 25. April 1918 schloss sich ein pro-
zionistischer, ausschließlich aus Nichtjuden bestehender Unterstützerkreis zu dem Verein „Pro 
Palästina, Deutsches Komitee zur Förderung der jüdischen Palästinasiedlung“ zusammen.13 Nam-
hafte Persönlichkeiten aus Politik, Publizistik und Wissenschaft traten der Vereinigung bei, die 
es als ihre Aufgabe betrachtete, den Zionismus im Rahmen der deutschen Orientpolitik zu för-
dern.14 Sie waren dabei von der Überzeugung geleitet, dass Deutschlands politischen, wirtschaft-
lichen und strategischen Interessen am besten gedient sei, wenn man die zionistischen 

 

10 Der Historiker Michael Brenner weist zum einen auf die Uneindeutigkeit der Balfour-Erklärung hin: „Eine ‚nati-
onale Heimstätte in Palästina‘ konnte sehr viel sein – oder sehr wenig. Was bedeutete Heimstätte – Unabhängig-
keit oder Teilsouveränität? Was genau verstand man unter Palästina? Anfangs gehörte noch das heutige Jorda-
nien als ‚Transjordanien‘ dazu, später wurde es abgetrennt. Worauf zielte die Formulierung ‚in Palästina‘? Auf 
einen kleinen Küstenstreifen oder auf das ganze Land?“ Zum anderen hätten die Briten nicht nur den Juden, 
sondern auch den Arabern Versprechungen gemacht: So habe der High Commissioner in Ägypten, Henry 
McMahon, in seiner Korrespondenz mit dem Scherif von Mekka, Hussein, 1915/16 ein großarabisches Reich in 
Aussicht gestellt. Die Korrespondenz sei jedoch genauso vage wie die Formulierung Balfours bezüglich einer 
jüdischen Heimstätte gewesen: Ob Palästina in diesem arabischen Staat enthalten sein sollte oder nicht, sei dort 
mit keinem Wort erwähnt (Michael Brenner: Der Weg zum Staat. Vorgeschichte und Gründung Israels. In: Aus 
Politik und Zeitgeschichte 18-19/2023, S. 10-17, hier: S. 12). 

11 Egmont Zechlin: Die deutsche Politik und die Juden im Ersten Weltkrieg, Göttingen 1969, S. 413f.; trotz der 
Dankbarkeit gegenüber der britischen Regierung wurden jedoch innerhalb der zionistischen Bewegung beson-
ders in neutralen Staaten auch Bedenken gegen den Versuch laut, den Zionismus einseitig an die Interessen ei-
ner einzelnen Großmacht zu binden. Auf diese Weise würde die Bewegung in die Auseinandersetzung der 
Großmächte verstrickt und drohe ihre Neutralität einzubüßen (ebenda, S. 415).  

12 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der deutschen Außenpolitik 1914-1918, a.a.O., S. 222-224. 

13 Auch wenn der Verein nur Nichtjuden umfasste, ging er auf die Initiativen deutscher Zionisten zurück, die be-
strebt waren, dem 1916 gegründeten „British Palestine Committee“ eine vergleichbare deutsche Institution ent-
gegenzustellen (Fabian Weber: Projektionen auf den Zionismus, a.a.O., S. 115). 

14 So gehörten dem Komitee u.a. die SPD-Reichstagsabgeordneten Philipp Scheidemann, Gustav Noske und Max 
Cohen, die Zentrumspolitiker Matthias Erzberger und Constantin Fehrenbach sowie von der Deutschkonservati-
ven Partei Kuno von Westarp und Otto Hoetzsch an. Zu den Mitgliedern zählten ferner der Publizist Clemens 
Delbrück sowie die Professoren Max und Alfred Weber sowie Werner Sombart (ebenda, S. 115). 
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Bestrebungen in Palästina unterstütze. Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges, der deutschen Nie-
derlage, dem Zerfall des Osmanischen Reiches und der Etablierung der Briten in Palästina und 
im ganzen Nahen Osten endete vorläufig jede Form der aktiven deutschen Nahostpolitik. Auch 
das Komitee Pro Palästina stellte seine Arbeit ein, ohne sich formal aufzulösen.15 

3.2. Weimarer Republik 

Die zionistische Bewegung konnte während der unmittelbaren Nachkriegsjahre weitere internati-
onale diplomatische Erfolge verzeichnen. Auf der Konferenz von San Remo wurde im April 1920 
von den alliierten Siegermächten des Ersten Weltkrieges beschlossen, Großbritannien das Mandat 
für Palästina zu übertragen, wobei die in der Balfour-Deklaration in Aussicht gestellten Regelun-
gen eine wichtige Grundlage bildeten. Der Völkerbund legitimierte das alliierte Übereinkommen 
von San Remo, indem er Großbritannien im Juli 1922 offiziell das Mandat für Palästina erteilte. 
Damit war das vom britischen Außenminister gegebene Versprechen, eine nationale Heimstätte 
für die Juden zu schaffen, auf eine internationale völkerrechtliche Grundlage gestellt. In den fol-
genden zweieinhalb Jahrzehnten wurde die Umsetzung der Balfour-Deklaration zur Hauptauf-
gabe der zionistischen Führung. Deutschland kam bei diesen Bemühungen nur eine Nebenrolle 
zu. Als äußeres Anzeichen der Veränderung wechselte der Sitz der Zionistischen Weltorganisa-
tion von Berlin nach London.16 

Die Repräsentanten der zionistischen Organisationen in Deutschland hielten während der Wei-
marer Republik kontinuierlich enge Verbindungen zum Auswärtigen Amt, das im April 1919 ein 
selbstständiges Referat für „jüdische Angelegenheiten“ geschaffen hatte. Dieses sollte besonders 
die Kontakte zur Zionistischen Weltorganisation als Vertreterin des palästinensischen Judentums 
pflegen.17 Die Zionistische Vereinigung für Deutschland (ZVfD) konzentrierte ihre Anstrengungen 
vor allem darauf, deutsche Juden für die Idee des Zionismus zu gewinnen und sie auf die Emigra-
tion nach Palästina vorzubereiten. Den Kampf gegen den stärker werdenden Antisemitismus 
überließ man hingegen den größeren liberalen und auf Assimilation setzenden jüdischen Organi-
sationen, da man ihn als nutzlos betrachtete, wie der US-Historiker Francis R. Nicosia hervor-
hebt. Die ZVfD habe enge Beziehungen zu den Regierungen der Weimarer Republik geknüpft und 
sich um eine prozionistische, für das Palästina-Mandat eintretende deutsche Außenpolitik be-
müht. Die innenpolitische Zusammenarbeit mit dem Weimarer Staat habe vor allem darauf abge-
zielt, bei Juden wie Nichtjuden Unterstützung für die deutsche Palästina-Politik zu mobilisie-
ren.18 Dabei konnte die ZVfD Erfolge verzeichnen: Ein Runderlass des Auswärtigen Amtes an die 
Auslandsvertretungen vom 8. Mai 1922 hob hervor: „Ein freundschaftliches Verhältnis zu der jü-
dischen Bewegung, wie es von deren Führern zweifellos angestrebt wird, dürfte für Deutschlands 

 

15 Ebenda, S. 115-121; Francis R. Nicosia: Für den Status-Quo: Deutschland und die Palästinenserfrage in der Zwi-
schenkriegszeit, a.a.O., S. 92f. 

16 Michael Brenner: Der Weg zum Staat. Vorgeschichte und Gründung Israels, a.a.O., S. 12f. 

17 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der Außenpolitik der Weimarer Republik. In: Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft 61 (2013), Heft 12, S. 1005-1028, Zitat: S. 1008 

18 Francis R. Nicosia: Ein nützlicher Feind. Zionismus im nationalsozialistischen Deutschland 1933-1939. In: Vier-
teljahreshefte für Zeitgeschichte 37 (1989), Heft 3, S. 367-400, hier: S. 373 
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wirtschaftliche und vielleicht sogar politische Lage nicht ohne Bedeutung sein.“19 Nach der Be-
stätigung des britischen Mandats für Palästina durch den Völkerbundrat gab die Reichsregierung 
im März 1923 die von zionistischer Seite bereits seit langem geforderte öffentliche Sympathieer-
klärung ab. Darin hieß es: „Die Reichsregierung ist niemals der Mandatspolitik des Völkerbundes 
entgegengetreten und hat die Errichtung des jüdischen Nationalheims in Palästina sympathisch 
begrüßt.“20 

Im September 1926 wurde Deutschland in den Völkerbund und als ständiges Ratsmitglied in des-
sen Mandatskommission aufgenommen. Deutschland war nunmehr vertraglich verpflichtet, die 
in das Palästina-Mandat des Völkerbundes übernommenen Ziele der Balfour-Erklärung zu unter-
stützen und zu fördern.21 Am 15. Dezember 1926 wurde auf zionistische Initiative unter maßgeb-
licher Mitwirkung des Auswärtigen Amtes das bereits 1918 kurzzeitig bestehende Deutsche Ko-
mitee Pro Palästina (DKPP) neu gegründet. Als Ziele deklarierte die Gründungserklärung u. a., 
„die deutsche Öffentlichkeit über das jüdische Kolonisationswerk aufzuklären, die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Palästina zu pflegen und allgemein die Erkenntnis zu verbreiten, dass 
das jüdische Aufbauwerk in Palästina ein hervorragendes Mittel für die wirtschaftliche und kul-
turelle Entwicklung des Orients, für die Ausbreitung deutscher Wirtschaftsbeziehungen und für 
die Versöhnung der Völker ist.“22 71 prominente Persönlichkeiten, darunter führende Mitglieder 
der die Weimarer Republik tragenden politischen Parteien, erklärten anlässlich der Konstituie-
rung des Komitees ihren Beitritt.23 Das DKPP half dem Auswärtigen Amt auch bei dessen Bemü-
hungen, freundschaftliche Beziehungen zur Zionistischen Weltorganisation zu pflegen. Außen-
minister Stresemann, Staatsekretär von Schubert und der Leiter des Referats für jüdische Angele-
genheiten im Auswärtigen Amt, Professor Moritz Sobernheim, unterstrichen den Wert eines Kon-
taktes zur Führung der internationalen Zionisten und maßen den mehrfachen Deutschlandbesu-
chen des Vorsitzenden Chaim Weizmann während der 1920er Jahre große Bedeutung zu.24 Die 
Beteiligung des Auswärtigen Amtes am DKPP stieß innerhalb des deutschen Judentums zum Teil 

 

19 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der Außenpolitik der Weimarer Republik. In: Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft 61 (2013), Heft 12, S. 1005-1028, Zitat: S. 1015. 

20 Zitiert nach: Ebenda, S. 1014. 

21 Francis R. Nicosia: Für den Status-Quo: Deutschland und die Palästinenserfrage in der Zwischenkriegszeit, 
a.a.O., S. 98. 

22 Zitiert nach: Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der Außenpolitik der Weimarer Republik, 
a.a.O., S. 1017. 

23 Die SPD war mit vier Reichstagsabgeordneten, darunter dem Reichstagspräsidenten Paul Löbe, dem ehemaligen 
Reichskanzler Hermann Müller, dem preußischen Ministerpräsidenten Otto Braun und dem preußischen Kul-
turminister Carl Heinrich Becker vertreten, das Zentrum mit Prälat Ludwig Kaas, dem früheren Reichskanzler 
Joseph Wirth sowie dem Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer, die DVP mit dem Reichstagsvizepräsi-
denten Siegfried von Kardorff und die DNVP mit Otto Hoetzsch. Auch das Auswärtige Amt war mit Staatssekre-
tär Carl von Schubert und weiteren Mitgliedern zahlreich vertreten. Von jüdischer Seite gehörten dem Komitee 
nur Angehörige der ZVfD wie deren Vorsitzender Kurt Blumenfeld und zionistischer Einrichtungen sowie des 
Nationalfonds (Keren Kayemet) und des Aufbaufonds (Keren Hajessod) an, dazu angesehene Persönlichkeiten 
wie der Rabbiner Leo Baeck, Albert Einstein, Professor Franz Oppenheimer und der Bankier Willy Dreyfus. 
Gründungsmitglied war auch der Schriftsteller Thomas Mann (ebenda, S. 1018-1020). 

24 Francis R. Nicosia: Für den Status-Quo: Deutschland und die Palästinenserfrage in der Zwischenkriegszeit, 
a.a.O., S. 98. 
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auf deutliche Kritik und verschärfte die zwischen zionistischen und nichtzionistischen Organisa-
tionen ohnehin bestehenden Spannungen. So lehnte etwa der „Centralverein deutscher Staats-
bürger jüdischen Glaubens“, mit etwa 60.000 Mitgliedern die stärkste jüdische Organisation in 
Deutschland, die nach eigenen Angaben im Namen von rund 300.000 deutschen Juden sprach, 
eine Mitarbeit im Komitee trotz entsprechender Bemühungen des Auswärtigen Amtes ab, da sich 
dieses vor allem mit jüdisch-nationalpolitischer Arbeit und zu wenig mit Siedlungsfragen be-
fasse.25 

Ende der 1920er Jahre verschärften sich in Palästina die Spannungen zwischen Juden und Ara-
bern. An der Klagemauer in Jerusalem kam es im August 1929 zu schweren Unruhen mit zahlrei-
chen Toten auf beiden Seiten. Das Auswärtige Amt vermied es in der Folge, sich in den jüdisch-
arabischen Streitfragen einseitig festzulegen, und verwies auf die britische Verantwortung: „Vom 
deutschen Standpunkt aus empfiehlt sich gegenüber den englischen Schwierigkeiten in Palästina 
und dem arabisch-zionistischen Gegensatz im Lande eine vorsichtige Neutralität“, hieß es im Juli 
1930 in einer internen Aufzeichnung.26  

Vom Ende der Weimarer Republik und der Machtübergabe an die Nationalsozialisten wurde 
auch die Palästina-Politik erfasst. Das Deutsche Komitee Pro Palästina stellte im Frühjahr 1933 
seine Arbeit ein.27 

3.3. Nationalsozialismus 

Die neue nationalsozialistische Reichsregierung leite sofort nach ihrer Machtübernahme im Ja-
nuar 1933 eine Politik ein, die zunächst auf eine systematische Ausgrenzung, Entrechtung und 
forcierte Auswanderung der deutschen Juden abzielte und ab Ende 1941 in die systematische 
Vernichtung der gesamten europäischen Juden im deutschen Machtbereich münden sollte. Trotz 
der grundlegenden ideologischen Feindschaft betrachtete das NS-Regime den Zionismus und die 
deutsche und internationale zionistische Bewegung in den 1930er Jahren als „nützliches Werk-
zeug“ zur Durchsetzung seiner Judenpolitik.28 Dabei hätten die Nationalsozialisten gegenüber den 
Zionisten eine doppelbödige Politik betrieben, wie der US-Historiker Francis R. Nicosia betont: 
„Einerseits lehnten sie das Ziel der Zionisten, einen unabhängigen jüdischen Staat in Palästina 
zu schaffen, konsequent ab; genauer gesagt glaubten sie nicht, dass den Juden die Gründung ge-
länge, und zweifelten außerdem grundsätzlich an den wahren Absichten der Juden. Andererseits 
ging diese Ablehnung einher mit der pragmatischen Bereitschaft, den Zionismus zu 

 

25 Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der Außenpolitik der Weimarer Republik, a.a.O., S. 1020; 
vgl. zu den Konflikten zwischen Zionisten und Nichtzionisten innerhalb des deutschen Judentums: Avraham 
Barkai: „Wehr dich!“ Der Centralverein Deutscher Staatsbürger Jüdischen Glaubens (CV) 1893-1938, München 
2002. 

26 Zitiert nach: Hansjörg Eiff: Die jüdische Heimstätte in Palästina in der Außenpolitik der Weimarer Republik, 
a.a.O., S. 1024. 

27 Ebenda, S. 1028. 

28 Francis R. Nicosia: Zionismus und Antisemitismus im Dritten Reich, Göttingen 2012, S. 364f. 
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instrumentalisieren, um ihr Ziel, die Juden in Deutschland zu enteignen und zur Emigration zu 
zwingen, zu erreichen.“29  

Zwischen 1933 und 1940 förderten Reichsministerien und Parteiorganisationen aktiv die Emigra-
tion deutscher Juden nach Palästina. Dazu diente das im August 1933 zwischen dem Auswärti-
gen Amt und zionistischen Vertretern aus Deutschland und Palästina geschlossene Haavara-Ab-
kommen, das es jüdischen Emigranten bis Ende 1939 bei ihrer Auswanderung ermöglichte, zu-
mindest einen kleinen Teil ihres Vermögens nach Palästina zu transferieren.30 Die Unterstützung, 
die verschiedene Staats- und Parteistellen deutschen zionistischen Organisationen zunächst zu-
teilwerden ließ, sei keineswegs Ausdruck von Respekt vor deren Anschauungen gewesen wie 
Francis R. Nicosia hervorhebt. Weder seien die Nationalsozialisten bereit gewesen, im Zionismus 
eine positive Kraft für die nationale Wiedergeburt des jüdischen Volkes zu sehen, noch akzeptier-
ten sie das damit verbundene Ziel eines unabhängigen jüdischen Staates in Palästina. Dass auch 
die Zionisten aus Sicht der Behörden stets und zuallererst Juden – und als solche in höchstem 
Maße verdächtig – geblieben seien, habe im Frühjahr 1937 das zeitweilige Verbot aller jüdischen 
politischen Organisationen einschließlich der ZVfD und der Staatszionisten gezeigt, dem nach 
der Reichspogromnacht im November 1938 die endgültige Auflösung aller jüdischen Organisatio-
nen folgte. Lediglich das Palästinaamt, das legale Einwanderungsvisa beschaffte und die Aus-
wanderung abwickelte, blieb zunächst bestehen.31 Nach dem „Anschluss“ Österreichs im März 
1938 wurden die zuvor zwischen den Reichsministerien verteilten Zuständigkeiten in Auswan-
derungsangelegenheiten bei der SS konzentriert. Diese förderte neben der legalen auch die ille-
gale Auswanderung von Juden nach Palästina. So organisierten SS-Stellen 1939/40 zusammen 
mit zionistischen Untergrundorganisationen wie „Mossad le Aliyah Beth“ (Komitee für illegale 
Einwanderung) die illegale Einwanderung von jüdischen Flüchtlingen an den britischen Blocka-
den in Palästina vorbei.32 Laut der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland emigrierten bis 
November 1941 insgesamt 65.000 deutsche, österreichische und tschechische Juden aus dem 
Großdeutschen Reich nach Palästina sowie weitere 17.000, die auf illegalem Weg nach Palästina 
gelangten. Nach den Berechnungen von Francis R. Nicosia wanderten damit ca. 16 Prozent aller 
jüdischen Emigranten zwischen 1933 und 1941 nach Palästina aus.33 

 

29 Dokumente zur Geschichte des deutschen Zionismus 1933-1941. Herausgegeben und eingeleitet von Francis R. 
Nicosia, Tübingen 2018, S. 5f. 

30 Werner Feilchenfeld, Dolf Michaelis, Ludwig Pinner: Haavara-Transfer nach Palästina und Einwanderung deut-
scher Juden 1933-1939, Tübingen 1972; Francis R. Nicosia: Für den Status-Quo: Deutschland und die Palästi-
nenserfrage in der Zwischenkriegszeit, a.a.O., S. 102f.; Francis R. Nicosia: Ein nützlicher Feind. Zionismus im 
nationalsozialistischen Deutschland. In: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 37 (1989), Heft 3. S. 367-400, hier: 
S. 383. 

31 Francis R. Nicosia: Ein nützlicher Feind. Zionismus im nationalsozialistischen Deutschland, a.a.O., S. 398f. 

32 Kurt Jakob Ball-Kaduri: Die illegale Einwanderung der deutschen Juden in Palästina 1939-1940. In: Jahrbuch des 
Instituts für deutsche Geschichte 4 (1975), S. 387-421. 

33 Francis R. Nicosia: Zionismus und Antisemitismus im Dritten Reich, a.a.O., S. 364. 
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4. Die Bedeutung von Nationalsozialismus und Holocaust für die Staatsgründung Israels im 
Mai 1948 – Thesen und Positionen in einer kontroversen Debatte 

Zum Zeitpunkt der Staatsgründung Israels am 14. Mai 1948 und in den Jahren davor war 
Deutschland infolge der bedingungslosen Kapitulation vom 8. Mai 1945 von den alliierten Sie-
germächten besetzt und ohne eigene Regierung. Am politischen Prozess, der zur Gründung des 
Staates Israel führte, war Deutschland daher nicht unmittelbar beteiligt. In der Forschung wird 
jedoch kontrovers diskutiert, ob und inwieweit die nationalsozialistische Verfolgungspolitik in-
direkt die Entscheidung zur Annahme des Teilungsplan für Palästina im November 1947 und da-
mit zur Staatsgründung Israels durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen und die 
Großmächte USA und Sowjetunion beeinflusst hat. 

4.1. Die Rolle des nationalsozialistischen Auswanderungsdrucks für die Staatsgründung Israels 

In der wissenschaftlichen Literatur wird zum Teil die These vertreten, über den Auswanderungs-
druck auf die deutschen und österreichischen Juden in den 1930er Jahren und durch den Holo-
caust habe der Nationalsozialismus zur Zuspitzung des Konflikts zwischen Juden und Arabern in 
Palästina und zur Staatsgründung Israels beigetragen. Laut dem Politikwissenschaftler Gert Krell 
kann man in diesem Zusammenhang „zwischen einer schwachen und einer starken Variante der 
These differenzieren“: „Die schwache Variante geht davon aus, dass NS-Zeit und Holocaust die 
Gründung des Staates Israel begünstigt oder beschleunigt haben; die starke Variante behauptet, 
sie seien die ausschlaggebenden Faktoren in diesem Prozess gewesen.“34 

Krell weist darauf hin, dass zwischen 1932 und 1938 zwar etwa 200.000 Juden nach Palästina 
eingewandert seien und sich der Anteil der jüdischen Bevölkerung im britischen Mandatsgebiet 
von rund 18 Prozent (1932) auf etwa 30 Prozent (1939) erhöht habe. Doch sei auch in den 1930er 
Jahren die große Mehrzahl der Migranten, nämlich 75 Prozent, nicht aus Deutschland (oder Ös-
terreich), sondern aus anderen europäischen Ländern gekommen, die noch nicht zum Einfluss- 
und Herrschaftsbereich des nationalsozialistischen Deutschlands gehörten. Etwa 40 Prozent der 
Einwanderer stammten aus Polen und seien infolge der Politik der „Polonisierung“ und des Anti-
semitismus in den 1930er Jahren nach Palästina ausgewandert.35 Während des Zweiten Weltkrie-
ges habe die Einwanderung aufgrund der drastischen Absenkung der Einwanderungsquoten 

 

34 Gert Krell: Die NS-Zeit, der Holocaust und der Nahost-Konflikt. In: Gert Krell: Schatten der Vergangenheit. 
Deutschland, die USA und der Nahostkonflikt, Baden-Baden 2023, S. 45-112, Zitate: S. 56f.; bei dem Artikel 
Krells handelt es sich um eine Aktualisierung eines 2008 erstmals erschienenen Beitrages (Gert Krell: Schatten 
der Vergangenheit: Nazi-Deutschland, Holocaust und Nahost-Konflikt, HSFK-Report 7/2008, abrufbar unter 
https://www.prif.org/fileadmin/HSFK/hsfk_downloads/report0708.pdf). 

35 Ebenda, S. 58f. 

https://www.prif.org/fileadmin/HSFK/hsfk_downloads/report0708.pdf
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durch die britische Regierung stark abgenommen; nur etwa 16.000-20.000 Juden sei in dieser Zeit 
die Flucht nach Palästina gelungen.36 

Mit Verweis auf den israelischen Historiker Yehuda Bauer weist Krell darauf hin, dass ungefähr 
200.000 Juden Konzentrationslager, Zwangsarbeit und Todesmärsche überlebt hätten. Zehntau-
sende von ihnen seien in ihre frühere osteuropäische Heimat zurückgegangen, andere hätten sich 
in die Lager für „Displaced Persons“ (DP) hauptsächlich in den amerikanischen Besatzungszonen 
begeben. Viele polnische Juden seien aufgrund antisemitischer Ausschreitungen und Pogrome 
1945/46 in Polen in die amerikanischen DP-Camps geflohen oder hätten versucht, auf direktem 
Weg oder auf Umwegen nach Palästina zu fliehen. 1947 hätten sich noch immer um die 
250.000 Juden in DP-Camps in Westdeutschland, Österreich und Italien befunden, die diese mög-
lichst schnell wieder verlassen wollten.37 Großbritannien habe sich jedoch in den Nachkriegsjah-
ren weiterhin strikt gegen eine weitere jüdische Einwanderung in das Mandatsgebiet gestellt und 
mit allem Mitteln versucht, die zunehmende illegale Einwanderung zu unterbinden.38 Dennoch 
sei rund 70.000 bis 80.000 jüdischen Flüchtlingen zwischen dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
und der Gründung des Staates Israel die illegale Einwanderung nach Palästina gelungen. Die bei 
weitem umfangreichste Einwanderung von Juden aus Europa und auch aus arabischen Ländern 
habe erst in den ersten Jahren nach der Staatsgründung stattgefunden. Erst durch diese Einwan-
derung habe der jüdische Staat die erforderliche demographische Stärke erreicht, die er zum 
Überleben brauchte, hebt Krell hervor.39 

Der israelische Historiker Tom Segev hat zudem hervorgehoben, dass NS-Zeit und Holocaust nur 
einer von vielen Gründen für die Einwanderung in den Staat Israel gewesen seien: 

„Nicht alle, die nach Israel einwanderten, wollten wirklich dort leben; viele kamen, weil sie 
keine andere Wahl hatten. Einige kamen, weil sie Zionisten waren und glaubten, dass sie als Ju-
den nach Israel gehörten. […] Andere wurden wegen des Holocaust oder wegen der Gründung 
des Staates Israel oder aus beiden Gründen Zionisten oder überzeugtere Zionisten. Einige ließen 

 

36 Die Absenkung ging auf das britische Weißbuch vom Mai 1939 zurück, das für die Kriegsjahre die britische Pa-
lästinapolitik bestimmen sollte. Absicht der britischen Regierung war es demnach, Palästina innerhalb von zehn 
Jahren in die Unabhängigkeit zu entlassen. Um auch dann noch eine arabische Mehrheit sicherzustellen, wurde 
eine Quote von maximal 75 000 jüdischen Einwanderern bis 1944 festgelegt. Anschließend sollten keine jüdi-
schen Einwanderer mehr ohne arabische Zustimmung ins Land gelassen werden. Zudem wurde der Verkauf 
von Land an Juden ab sofort verboten. Strategisches Kalkül der britischen Regierung sei es gewesen, eine Alli-
anz der Araber mit den Achsenmächten im Zweiten Weltkrieg zu verhindern, so Krell und Brenner. Für die zio-
nistischen Organisationen sei das britische Weißbuch angesichts der Bedrohung durch den Nationalsozialismus 
eine niederschmetternde Enttäuschung gewesen. Mangels Alternativen hätten sie bis zum Ende des Zweiten 
Weltkriegs trotzdem an der Seite der britischen Mandatsmacht gegen das antisemitische NS-Regime gestanden 
(ebenda, S. 61f.; Michael Brenner: Der Weg zum Staat. Vorgeschichte und Gründung Israels, a.a.O., S. 14f.). 

37 Yehuda Bauer: Die dunkle Seite der Geschichte. Die Shoah in historischer Sicht. Interpretationen und Re-Inter-
pretationen, München 2002, S. 297f. 

38 So setzten die Briten insgesamt 26.000 jüdische Flüchtlinge in Internierungslagern auf Zypern fest. Internationa-
les Aufsehen erregte die Rückführung des mit 4.500 jüdischen Displaced Persons überfüllten Flüchtlingsschiffs 
„Exodus 1947“ ausgerechnet auf deutschen Boden (Michael Brenner: Der Weg zum Staat. Vorgeschichte und 
Gründung Israels, a.a.O., S. 15). 

39 Gert Krell: Die NS-Zeit, der Holocaust und der Nahost-Konflikt, a.a.O., S. 63. 
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sich durch die propagandistischen Anstrengungen der zionistischen Bewegung in ihren Ländern 
von der zionistischen Idee überzeugen. […] Für manche war die Auswanderung nach Israel eine 
religiöse Handlung, […] andere folgten einfach ihren Freunden und Verwandten. Die Bewegung 
war ansteckend. Einige gingen, weil sie Angst hatten, allein zurückzubleiben, wenn die anderen 
gegangen waren, und wieder andere gingen, weil es keine Gemeinschaftseinrichtungen mehr gab, 
die ihnen ein Gefühl der Sicherheit und Zugehörigkeit vermittelt hätte. […] In Osteuropa breitete 
sich der Stalinismus immer weiter aus, und die jüdischen Geschäftsleute fürchteten um ihre 
Existenz. Einige waren aus ideologischen Gründen Gegner des Stalinismus und befürchteten, un-
ter seiner Herrschaft Opfer von Verfolgung und Unterdrückung zu werden. […] Auch in den ara-
bischen Ländern wollten manche Juden gezielt nach Israel auswandern, und andere wanderten 
nur aus, weil sie verfolgt wurden oder im Elend lebten oder gar hungerten. Sowohl in Europa als 
auch in den arabischen Ländern gab es Juden, die wohl emigrieren wollten, aber nicht unbedingt 
nach Israel. Wenn sie gekonnt hätten, wären sie in ein anderes Land gegangen“.40 

4.2. Die Beeinflussung der Entscheidung der Generalversammlung der Vereinten Nationen zum 
Teilungsplan für Palästina vom 29. November 1947 durch den Holocaust 

Am 29. November 1947 beschloss die Generalversammlung der Vereinten Nationen mit 33 zu 
13 Stimmen bei zehn Stimmenthaltungen die Resolution 181. Sie sah die Teilung des britischen 
Mandatsgebiets Palästina in einen jüdischen und einen arabischen Staat vor. Die Resolution 
wurde von den Juden in Palästina angenommen, von den Arabern in Palästina und den arabi-
schen Staaten jedoch abgelehnt.41 

Ob und in welchem Maße das Votum der Generalversammlung für eine Teilung Palästinas, die 
letztlich zur Gründung des Staates Israel führen sollte, durch den Holocaust beeinflusst wurde, 
wird in der Literatur kontrovers beurteilt. Einige Forscher erkennen dem Holocaust keine bedeu-
tende Rolle zu. Der israelische Historiker Dan Michman formuliert sogar pointiert, der Entschei-
dungsprozess in den Vereinten Nationen sei völlig unbeeinflusst von Überlegungen über den Ho-
locaust oder damit verbundene Schuldgefühle gewesen: 

„What finally tipped the scales […] were general issues related to the beginnings of the Cold War, 
the decolonization process, a certain Christian pro-Judaism (in some cases), other minor consid-
erations, and a series of mistakes made by the British and the Arabs. [...] Israel was established 
neither as a colonial trick nor as a ‘reparation gift’ to the Jews from the Western world as compen-
sation for the Holocaust.“42 

 

40 Tom Segev: Die ersten Israelis. Die Anfänge des jüdischen Staates, München 2008, S. 152-154. 

41 Vgl. zum Entscheidungsprozess in den Vereinten Nationen ausführlich Benny Morris: 1948. Der erste israelisch-
arabische Krieg, hrsg. von der Gesellschaft für kritische Bildung, Leipzig 2023, S. 73-119 

42 Dan Michman: The Causal Relationship between the Holocaust and the Birth of Israel. Historiography between 
Myth and Reality. In: Dan Michman: Holocaust Historiography. A Jewish Perspective. Conceptualizations, Ter-
minology, Approaches and Fundamental Issues, London 2003, S. 303-328, Zitate: S. 310 und 321. 
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Auch der israelische Historiker Evyatar Friesel misst dem Holocaust als Grund für die Zustim-
mung zum UN-Teilungsplan eine untergeordnete Rolle zu und gewichtet die drohende Kriegsge-
fahr in Palästina höher: 

„Regarding the deliberations of the United Nations and its bodies in 1947-1948, it is difficult to 
find evidence that the Holocaust played a decisive or even significant role. No bloc of nations 
proclaimed during the UN discussions on Palestine that its foremost aim was the creation of a 
Jewish state. (On the other hand, an important group of countries did favor the transformation of 
Palestine into an Arab state.) What impelled the international body was the practical problem of 
the Jewish refugees and, even more, the awareness that the Palestinian problem was drifting to-
ward chaos and war.“43 

Eine gegenteilige Position bezieht der israelische Historiker Benny Morris in seiner Geschichte 
des zionistisch-arabischen Konflikts: 

„Resolution 181 was, in some way, ‘Western civilization’s gesture of repentance for the Holocaust 
(…), the repayment of a debt owed by those nations that realized that they might have done more 
to prevent or at least limit the scale of Jewish tragedy during World War II.’ […] Helped to a great 
extent by the nations’ feeling of guilt about the Holocaust, the Zionists had managed to obtain an 
international warrant for a small piece of earth for the Jewish people“.44 

Für den Politikwissenschaftler Gert Krell haben der Holocaust und die realen Bedürfnisse der 
Überlebenden bei der Entscheidung der Vereinten Nationen zweifellos eine Rolle gespielt, aber 
auch kulturelle und insbesondere materielle Faktoren. Schließlich habe der Vorschlag einer Tei-
lung Palästinas angesichts der unvereinbaren Interessensgegensätze zwischen den dortigen Kon-
fliktparteien grundsätzlich eine gewisse Plausibilität gehabt, auch wenn die Hoffnung naiv gewe-
sen sei, damit eine gewaltsame Lösung verhindern zu können.45 

4.3. Die Zustimmung der Großmächte zum Teilungsplan für Palästina und der Holocaust 

Für das zustimmende Votum der Generalversammlung der Vereinten Nationen zum Teilungsplan 
für Palästina mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit wird der Haltung der USA und der Sow-
jetunion aufgrund ihres Einflusses auf ihre Verbündeten eine herausragende Rolle beigemessen. 

 

43 Evyatar Friesel: The Holocaust: Factor in the Birth of Israel? In: Major Changes Within the Jewish People in the 
Wake of the Holocaust, Yad Vashem, Jerusalem 1996, S. 519-544, abrufbar unter 
https://www.yadvashem.org/articles/academic/holocaust-factor-birth.html 

44 Benny Morris: Righteous Victims. A History of the Zionist-Arab Conflict, 1881-2001, New York 2001, S. 186. 

45 Gert Krell: Die NS-Zeit, der Holocaust und der Nahost-Konflikt, a.a.O., S. 71; Krell weist darauf hin, dass von 
den Befürwortern eines Zusammenhangs zwischen dem Holocaust und der internationalen Zustimmung Aussa-
gen wichtiger Dokumente, Gruppierungen und Persönlichkeiten angeführt würden. So habe etwa US-Präsident 
Roosevelt in einem Gespräch mit König Ibn Saud von Saudi-Arabien 1945 auf das Leid verwiesen, das die Deut-
schen den Juden angetan hatten, um ihn zu einer freundlicheren Einstellung gegenüber dem Zionismus und der 
Aufnahme von DPs in Palästina zu bewegen. Angeführt wird auch eine Resolution der britischen Labour Party 
bei ihrer Jahreskonferenz 1944, in der es hieß, die ungeheuren Verbrechen im Rahmen der vom deutschen Nati-
onalsozialismus gezielt geplanten Vernichtung der europäischen Juden hätten den jüdischen Anspruch auf Pa-
lästina unabweisbar werden lassen. In diesem Zusammenhang habe die Labour Party sogar für einen Transfer 
der arabischen Bevölkerung plädiert (ebenda, S. 71). 

https://www.yadvashem.org/articles/academic/holocaust-factor-birth.html


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Ausarbeitung 
WD 1 - 3000 - 001/24 

Seite 16 

Welche Gründe für die Zustimmung der beiden Großmächte ausschlaggebend waren und welche 
Rolle der Holocaust dabei spielte, ist in der wissenschaftlichen Literatur umstritten.  

4.3.1. USA 

Der Politikwissenschaftler Gert Krell hebt hervor, dass die USA keineswegs durchgängig für ei-
nen jüdischen Staat gewesen seien. Es habe in der Truman-Administration starken Widerstand 
dagegen gegeben: zum einen aus strategischen Überlegungen, wie gute Beziehungen zu den Ara-
bern und Zugang zu ihrem Erdöl; zum anderen wegen der Aussicht, einem schwachen oder be-
drohten jüdischen Staat militärisch beistehen zu müssen.46 In Teilen der Forschung wird darauf 
hingewiesen, dass Trumans Votum zugunsten der Teilung Palästina auch innenpolitisch moti-
viert gewesen sei. Aufgrund der 1948 bevorstehenden Präsidentschaftswahlen habe US-Präsident 
Harry Truman auch die jüdische Wählerschaft in den entscheidenden Swing States und die in-
zwischen breiten Sympathien für das zionistische Anliegen in der politischen Öffentlichkeit zu 
berücksichtigen gehabt. Eine wichtige Rolle bei seiner Entscheidung habe auch die ungelöste 
Frage jüdischer DPs in den von den USA geführten Camps gespielt, die Deutschland endlich ver-
lassen wollten, die der US-Kongress nicht oder nur zu einem Teil in den USA aufzunehmen be-
reit war, wie der israelische Historiker Yehuda Bauer hervorhebt.47  

Krell resümiert, dass das Schicksal der europäischen Juden zwar einen starken Eindruck bei US-
Präsident Truman hinterlassen habe. Am Ende sei es aber wohl eine Mischung aus moralischen 
sowie pragmatischen innen- und außenpolitischen Überlegungen gewesen, die ihn gegen den Rat 
seiner Fachminister für die Teilung votieren ließen. Unter außen- und machtpolitischen Beweg-
gründen hätten dabei die immer manifesteren gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen ara-
bischen und jüdischen Bewohnern in Palästina und der aufziehende Ost-West-Konflikt mit der 
Sorge vor sowjetischer Einflussnahme im Nahen Osten das größte Gewicht gehabt.48 

4.3.2. Sowjetunion 

Eine herausragende Bedeutung für die Entstehung des Staates Israel kam der Haltung und Politik 
der UdSSR zu. Die Sowjetunion hatte sich zur Überraschung aller Beteiligten in den Beratungen 
der Vereinten Nationen 1947 nicht nur entschieden zugunsten des Teilungsplans ausgesprochen, 
sie hat die Gründung Israels auch diplomatisch und indirekt sogar militärisch unterstützt und hat 
auch während der zunehmenden Feindseligkeiten zwischen Juden und Arabern im 

 

46 Ebenda, S. 73. 

47 Yehuda Bauer: Die dunkle Seite der Geschichte. Die Shoah in historischer Sicht, a.a.O., S. 301-303. 

48 Gert Krell: Die NS-Zeit, der Holocaust und der Nahost-Konflikt, a.a.O., S. 71. 
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Mandatsgebiet sowie im Krieg zwischen Israel und den arabischen Nachbarstaaten 1948/49 kon-
sequent an der Teilung festgehalten.49 

Als Legitimation für die Gründung eines jüdischen Staates verwies die Sowjetunion ausdrücklich 
auf den Holocaust. In einer Rede vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 
14. Mai 1947, der ersten offiziellen Erklärung der UdSSR zur Palästinafrage seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges, erinnerte Andrej Gromyko als stellvertretender Außenminister und sowjeti-
scher Delegationsleiter an die Leiden der Juden unter der NS-Herrschaft und an die Entbehrun-
gen, denen immer noch Hunderttausende von Überlebenden innerhalb und außerhalb der DP-
Lager ausgesetzt seien. Er betonte, während des Zweiten Weltkrieges habe kein westeuropäischer 
Staat die Verteidigung der elementaren Rechte des jüdischen Volkes gewährleisten und es vor 
der Gewalttätigkeit der faschistischen Henker schützen können. Dies erkläre die Bestrebungen 
der Juden, ihren eigenen Staat zu errichten. „Es wäre ungerechtfertigt, dem jüdischen Volk dieses 
Recht abzusprechen“, so Gromyko weiter.50 

Für den Politikwissenschaftler Gert Krell sind die angeführten moralischen und humanitären Be-
weggründe jedoch nicht ausschlaggebend für den sowjetischen Entscheidungsprozess gewesen. 
Dagegen spreche, dass sich die UdSSR dem Schicksal der Juden gegenüber ansonsten eher oppor-
tunistisch verhalten und in ihrem eigenen Herrschaftsbereich eine häufig antizionistische, viel-
fach auch antijüdische und antisemitische Politik betrieben habe. Die sowjetische Politik und De-
batte habe zudem auch in den Jahren 1947-49 konsequent zwischen Innen und Außen getrennt. 
Parallel zum außenpolitischen Engagement zugunsten eines jüdischen Staates in Palästina seien 
in der UdSSR zionistische Einrichtungen geschlossen und der Druck auf Juden, insbesondere jü-
dische Intellektuelle, erhöht worden. Außerdem habe man Kampagnen gegen „Kosmopolitismus“ 
angestrengt. 1949 bis 1953 sei es schließlich im ganzen Ostblock zu einer Reihe von Schaupro-
zessen mit eindeutig antisemitischer Stoßrichtung gekommen.51 

Krell und Heinemann-Grüder kommen vor diesem Hintergrund in ihren Untersuchungen zu dem 
Schluss, dass die Befürwortung eines jüdischen Staates durch die Sowjetunion primär realpoli-
tisch motiviert gewesen sei. Die sowjetische Führung habe gehofft, durch ein Zweckbündnis mit 
Israel den britischen Imperialismus schwächen und eine neue anglo-amerikanische Vorherrschaft 
in Palästina verhindern zu können.52 Durch den Kampf der jüdischen Gemeinschaft in Palästina 
gegen die araberfreundliche Politik der Briten in der Endphase des Mandats sei der Zionismus 
für die UdSSR vorübergehend von einem Instrument des Imperialismus zu einem Instrument ge-
gen den Imperialismus geworden. Hinzu sei große Skepsis gegenüber der arabischen 

 

49 Ebenda, S. 74 sowie Andreas Heinemann-Grüder: Sowjetische Politik im arabisch-israelischen Konflikt, Ham-
burg 1991, S. 21-56. Die Waffenlieferungen aus der Tschechoslowakei, die noch vor der Machtübernahme der 
Kommunisten begannen und auch nach dem Prager Putsch im Februar 1948 fortgesetzt wurden, waren wahr-
scheinlich mit kriegsentscheidend. Sie widersprachen dem von den Vereinten Nationen ausgesprochenen Waf-
fenembargo und wurden deswegen von den USA scharf kritisiert. Ohne Kenntnis und Billigung der Sowjet-
union wären diese Rüstungsexporte nicht möglich gewesen, betonen Krell und Heinemann-Grüder in ihren Stu-
dien. 

50 Gert Krell: Die NS-Zeit, der Holocaust und der Nahost-Konflikt, a.a.O., S. 74f. 

51 Ebenda, S. 75. 

52 Ebenda, S. 76; Andreas Heinemann-Grüder: Sowjetische Politik im arabisch-israelischen Konflikt, a.a.O., S. 40. 
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Nationalbewegung gekommen, die (damals noch) als feudalistisch-reaktionär eingeschätzt wor-
den sei und sich teilweise mit dem Faschismus gemein gemacht habe. Für diese Interpretation 
spricht aus Sicht von Krell auch die weitere Entwicklung, denn das Klima zwischen Israel und 
der Sowjetunion habe sich im Zuge der Verfestigung der Blöcke und der Eskalation des Kalten 
Krieges sehr bald verschlechtert. Schon 1949 seien Meldungen in der sowjetischen Presse aufge-
kommen, denen zufolge der Zionismus nicht nur ein Instrument des amerikanischen und engli-
schen Imperialismus im Nahen Osten sei, sondern auch in anderen Teilen der Welt der „Wühltä-
tigkeit der anglo-amerikanischen Kriegstreiber“ diene. Mit ihren Waffenlieferungen an Ägypten 
und an Syrien habe die Sowjetunion schließlich Mitte der 1950er Jahre endgültig den Schwenk 
auf die arabische Seite vollzogen.53 
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